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Sozialministe~ ~isel zur Forderung der ientner auf 
-+ 

einmalige Abschlagszahlung 

A n f ra gebe a n t w ort unE 

Zur Anfrage der Abg. K Y seI a und Genossen, 
betreffend AuszahllUlg einer einmaligen Zulage an die Rentner der gewerblichen 

und land- und forstw;i.rtschaftliohEln Sozialversioherung, hat Bundesminister 
. , 

tür soziale Verwaltung M a. is e 1 wie, fOlgt Stellung genommen: 

Ioh ha.be bereits a.m 22.N.ovember 1955 in einem Sohreiben a.n den Herrn Bundes­

minister für Finanzen darauf hingewiesen, dass die Verteuerung einer Anzahl von 

lebenswiohtigen Waren, die die Forderung der unselbständig Besohäftigten auf/ 

Zahlung eines Woohenlohnes bzw. von 25 ~ eines Monatslohnes zur Folge hatte, be­

sonders für Empfänger von Renten aus der Sozialversioherung ~ine sohwere finan­

zielle Belastung bedeute~ Ich hätte deswegen nioht nur zahlreiche Zuschriften 

von Organisationen und Ein,e'elpersonen erhalten, sondern es hätt,en auch Vertreter' 
, , 

der Sozialrentner bei mir vor~esprochen und den Wunsc~ geäussert. als Abschlags­
zahlung für die letzten Preisste!gerungeneine Viertelmonatsrente zu erhalten; Ich 

habe in meinem Schreiben betoht, dass sieh niemand, der die finanzielle Lage der 

Rentner keimt und weiss, in wel,ohe bedrängte Situation sie geraten sind, weil sioh 

die Kaufkraft ihrer Rente durch die Erhöhung der Lebenshaltungskosten ve~ringert 
, 

hat, ihrem berechtigten WUnsoh ohne weiteres versohliessen k6nne. Meine Absioht 
wäre daher, so teilte iah dem Herrn Bundesminister für Finanzen mit, dem Minister-

" , 

rat den Entwurf eines :Bu~desgesetzes vorzulegen, wonaoh allen Empfängern,von l~u­

fenden Renten aus der Sozialversioherung, die im Oktober 1955 die 13. Monatsrente 

(SonderZahlung) erhalten haben, wegen der Erh6hung der Lebenshaltungskosten eine 

Vierteimonatsrente als einmalige Absohlagszahlung gewährt werden sollte. Die Gesamt­
belastung für den :B~nd würde 54,8 Millionen Sohillingbetragen. Absohliesse'nd er­

suchte ich den Herrn :Bundesminister für Finanzen, mir mitzuteilen; ob ioh mit seine~ 

Zustimmung zu dem beabsichtigten Gesetzentwurf reohnen k8nnte. 
Der Herr Bundesminister für Finanzen hat'mir mit Sohreiben vom 29~November 

1955 mitgeteilt, dass die angespannte'budgetärc Lage die RealisierUng eines solohen 

Vorha.bens nicht erlaube. Die Gewäh:fUng einer einmaligen ~ahlung an die Empfänger 
von Renten aus der Renten-'und Unfallversioherung würde überdies die Gewährung 

analoger Zahlungen an die Empfänger von Kriegsopfer-, Opferfürsorge- und Klein­

renten'mit sich bringen'und hieduroh den den :Bund treffenden Mehraufwand um ein 

weiteres erhöhen. Ferner ga.b der Herr Bundesminister für Fina.nzen zu bedenken, ' 
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dass sich eine solche Massnahme beispielgebend'auoh fü~ die Empfänger von Versor­

gungsleistungen aus d.er allgemeinen Fürsorge auswirken müsste und somit eine Mehr':" 

,belastung der Fürsorgeve~bände zur Folge hätte, die von den meisten Gemeinden nur 

so~wer getragen werden könnte. 

:reh habe vermutlioh den Einwand zu erwarten, dass eine Absohlagszahlung 

für Empfänger von Renten aus der Sozialversioherung nicht vom Bund, sondern von 

den Trägern der Sozialversioherung zu tragen wäre. Dazu wäre zu sagen: Die Leistun­

gen aUs ,der Sozialversioherung werden naoh dem Versie'l:\e);'Ungsprinzip errechnet. 

Jede. Rente.. die heute gewährt wird, entsprioht den von dem Empfänger dieser Rente 

trUbel' geleisteten Beiträgen. Besonders das Allgemeine Sozialversicherungs-

gesetz hat ,zur Durehsetzung dieses Versioherungsprinzipes beigetragen. Wenn daher , , 

eine erhöhte Leistung oder eine Sonderleistung gewährt werden soll, der keine 

entsprechende Beitragszahlung gegenübersteht, bedeutet das eine nicht zu verantwor­

tende Mehrausgabe für den Versioherungsträger, die das finanzielle Gleiohgewioht 

stört. Ein Meh~aufwand.. der zur Tragung der Abschlagszahlung duroh den Vers1che~ 

rungsträger notwendig ist, müsste durohe1ne Mehreinnahme kompensiert weFden. Die 

Möglichkeit, aber, eine Mehreinnahme zu erzielen, ist nicht gegeben. Dazu möchte 

ioh erwähnen, dass die an die Desohäftigten geWährte Sonderzahlung von einem Woohßn­

lohn b~w. von 25 % eines Monatsiohnes in der Sozialversiqherung beitragsfrei 

1st und daher von dieser Se:i,te keine Einnahme zu erwarten. ist, Es bleibt daher kein 

anderer Weg, als dass auch der Bund - entspreohend den gesetzliohen.Bestimmungen 

über den Bundesbeitrag - einen Teil des duroh die Gewährung einer Absohlagszah1ung 

entstehenden Mehraufwapdes trägt. In Ziffern ausgedrüokt, Würden von den insgesamt 

64 Millionen Sohilling, die für die Absohlagszahlung aufgebracht w~rden müssten, 

54,8 Millionen Sohilling den Bund bela.sten. 

Auf das Schreiben vom 29. November 1955 habe ich mioh am 6. Dezember 1955 ' 

neuGrdings an den Herrn Finanzminister gewendet und zu seiner Ablehnung festgestellt, 

dass sich nach dem Zugestä.ndnis einer Sonderzahlung an die Pensionisten kein Rant­

nerdas Recht auf die gleiche Forderung absprechen lassen wird. dies umso weniger, 

als die Rentenb8he von 500 S bis 600 S - gegenüber den Pensionen bis zur Höhe von 

80 ~ des Bezuges - den Rentnern als wesentliohe Begründung für ihre Forderung 

dient. Aus diesem Grunde könnte ioh seine ablehnende Meinung nioht teilen, sondern 

müsste noch einmal auf die berechtigte Forderung der Rentner hinweisen, die durch 

das Beispiel der Pensionisten unabweislioh" geworden ist. loh ersuchte noohmals, a1:e 

Möglichkeiten zU überprüfen, damit auch die Rentner eine Abschlagszahlung erhalten. 
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Dieses Sohreiben hat der Herr Bundesminister für Finanzen nooh nicht 

beantwortet. loh hoffe, dass sioh der Herr Bundesminister für Finanzen jetzt 

nicht mehr den Forderungen der Rentner einsohliesslich der in Betraoht kommenden 

Rentner naoh dem Kriegsopferversorgungsgesetz und naoh dem Opferfürsorgegesetz 

sowie der Kleinrentner wird versohliessen wollen. loh glaube, dass auch von ihm 

die dr~ngende Notwendigkeit einer solchen Zahlung eingesehen wird und dass diese 

mit seiner Zustimmung den Rentnern bald angawiesen werden kann. , , 

-.... -.-.-... 
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